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nissen über den Ursprung und die handwerkliche Herstellung von Waren
zum Zwecke der zollfreien oder zollermäßigten Einfuhr nach Österreich

3 0 8 . Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der Republik
Griechenland über den Personenverkehr

3 0 9 . Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der
Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik über das Betreten der durch
Regulierungen von Grenzgewässern betroffenen Gebietsteile

3 1 0 . Kundmachung: Beschluß der Österreichisch-Tschechoslowakischen Grenzgewässerkommission

307.

A B K O M M E N
zwischen dem Bundesmini-
ster für Handel, Gewerbe
und Industrie und dem Bun-
desminister für Finanzen der
Republik Österreich einer-
seits und der Regierung von
Malaysia andererseits über die
Anerkennung von Zeugnissen
über den Ursprung und die
handwerkliche Herstellung
von Waren zum Zwecke der
zollfreien oder zollermäßig-
ten Einfuhr nach Österreich

Artikel 1

Die Regierung von Malaysia
bestätigt, daß zur Ausstellung
von Zeugnissen über den Ur-
sprung und die handwerkliche
Herstellung von Waren zum
Zwecke der zollfreien oder zoll-
ermäßigten Einfuhr nach Öster-
reich das Ministerium für Han-
del und Industrie, Malaysia,
ermächtigt ist.

Artikel 2

(1) Die Zeugnisse über den
Ursprung und die handwerk-
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liche Herstellung entsprechen —
vorbehaltlich der Bestimmungen
des Abs. 2 — nach Inhalt und
Form dem für Zwecke des All-
gemeinen Präferenzsystems ver-
wendeten Formblatt A.

(2) Die Zeugnisse enthalten
folgende zusätzliche Feststellun-
gen:

a) Zusätzliche Erklärung des
Ausführers (in Spalte 7
des genannten Formblat-
tes):
„Alle oben genannten Wa-
ren sind handwerklich
hergestellte Waren."

b) Bescheinigung der im Ar-
tikel 1 genannten ermäch-
tigten Stelle (in Spalte 4
des genannten Formblat-
tes):
„Hiemit wird auf Grund
der durchgeführten Kon-
trollen bescheinigt, daß
die in diesem Zeugnis be-
schriebenen Waren hand-
werklich hergestellte Wa-
ren gemäß dem Abkom-
men zwischen Österreich
und Malaysia sind.

Ort und Datum, Unterschrift und
Stempel der bescheinigenden Stelle"

(3) Als handwerklich herge-
stellte Waren werden Waren
verstanden, die überwiegend
von Hand oder nur unter Ver-
wendung von ausschließlich
durch Hand- oder Fußantrieb
bedienten Maschinen oder Ge-
räten hergestellt worden sind.
Die Verwendung von maschinell
erzeugten Rohmaterialien
schließt grundsätzlich hand-
werklich hergestellte Waren von
den nach österreichischem Recht
eingeräumten Begünstigungen
nicht aus.

Artikel 3

Die Regierung von Malaysia
wird jede Änderung bezüglich
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des im Artikel 1 genannten
Ministeriums für Handel und
Industrie, Malaysia, dem Bun-
desminister für Finanzen der
Republik Österreich bekanntge-
ben.

Artikel 4

Die Regierung von Malaysia
leistet bei der Prüfung der
Richtigkeit und Ordnungsmä-
ßigkeit der Zeugnisse den
österreichischen Behörden über
deren Ersuchen Verwaltungs-
hilfe.

Artikel 5

Dieses Abkommen tritt sechs
Wochen nach Unterzeichnung
in Kraft; es wird auf die Dauer
von zwei Jahren abgeschlossen.
Seine Gültigkeit verlängert sich
jeweils um ein weiteres Jahr,
sofern sie nicht durch eine der
Vertragsparteien sechs Monate
vor Ablauf der Frist schriftlich
,auf diplomatischem Weg ge-
kündigt wird.

ZU URKUND DESSEN
haben die hiezu gehörig Bevoll-
mächtigten dieses Abkommen
unterzeichnet.

GESCHEHEN in Wien, am
dreißigsten Mai eintausendneun-
hundertachtundsiebzig, in zwei
Urschriften in deutscher, ma-
laiischer und englischer Spra-
che, wobei alle drei Texte
gleichermaßen verbindlich sind.
Im Falle abweichender Ausle-
gungen ist der englische Text
maßgebend.

Für den Bundesminister für
Handel, Gewerbe und Industrie

der Republik Österreich:

Dr. Rudolf Willenpart
Ministerialrat
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Für den Bundesminister für
Finanzen der Republik Öster-

reich:

Dr. Franz Manhart
Ministerialrat

Für die Regierung von
Malaysia:

Khor Eng Hee
Botschafter

Das Abkommen tritt gemäß seinem Artikel 5 am 11. Juli 1978 in Kraft.

Androsch

308.
A B K O M M E N

zwischen der Österreichischen Bundesregie-
rung und der Regierung der Republik

Griechenland über den Personenverkehr

Artikel 1
Österreichische Staatsbürger, die Inhaber eines

gültigen oder seit weniger als fünf Jahren abge-
laufenen Reisepasses, eines gültigen Diplomaten-
passes, Dienstpasses, Sammelreisepasses in Ver-
bindung mit einem amtlich ausgestellten Aus-
weis, aus dem die Identität zu ersehen ist, Per-
sonalausweises oder Schifferausweises sind, dür-
fen zu einem nicht Erwerbszwecken dienenden
Aufenthalt in das Gebiet der Republik Grie-
chenland sichtvermerksfrei einreisen und sich
dort drei Monate aufhalten.

Artikel 2

Griechische Staatsangehörige, die Inhaber
eines gültigen Reisepasses, Diplomaten- oder
Dienstpasses, Sammelreisepasses, einer Touristen-
identitätskarte oder eines Schifferausweises sind,
dürfen zu einem nicht Erwerbszwecken dienen-
den Aufenthalt in das Gebiet der Republik
Österreich sichtvermerksfrei einreisen und sich
dort drei Monate aufhalten.

Artikel 3

(1) Inhaber österreichischer oder griechischer
Diplomatenpässe oder Dienstpässe, die Mitglie-
der der diplomatischen Mission oder einer kon-
sularischen Vertretung des einen Vertragsstaates
im Gebiet des anderen Vertragsstaates oder Ver-
treter des einen Vertragsstaates bei einer inter-
nationalen Organisation sind, die ihren Sitz im
Gebiet des anderen Vertragsstaates hat, oder
einer solchen Organisation als Beamte ange-
hören, dürfen sich bis zur Beendigung ihrer

Dienstverwendung im Gebiet des anderen Staates
ohne Sichtvermerk aufhalten.

(2) Für die Dauer der Dienstverwendung der
im Absatz 1 angeführten Personen dürfen sich
auch deren mit ihnen im gemeinsamen Haushalt
lebende Familienangehörige im Gebiet des ande-
ren Vertragsstaates ohne Sichtvermerk aufhalten,
wenn sie selbst Inhaber österreichischer oder
griechischer Diplomaten- oder Dienstpässe sind.

Artikel 4

Dieses Abkommen befreit die österreichischen
und griechischen Staatsbürger, die sich in Grie-
chenland bzw. in Österreich aufhalten, nicht von
der Verpflichtung, die geltenden Gesetze und
Vorschriften des Aufenthaltslandes einzuhalten.

Artikel 5

Die zuständigen Behörden eines jeden der
beiden Vertragsstaaten behalten sich das Recht
vor, Personen, die als unerwünscht angesehen
werden, die Einreise oder den Aufenthalt in
ihrem Lande zu verweigern.

Artikel 6

Jeder Vertragsstaat wird Personen, denen auf
Grund der in den Artikeln 1 bzw. 2 erwähnten
Reisedokumente die sichtvermerksfreie Einreise
in das Gebiet des anderen Vertragsstaates erlaubt
worden ist, die Rückkehr auf sein Gebiet ohne
weitere Prüfung gestatten, selbst wenn deren
Staatsangehörigkeit bestritten sein sollte.

Artikel 7

Jeder Vertragsstaat kann aus Gründen der
öffentlichen Sicherheit, Ordnung oder Gesundheit
die Anwendung dieses Abkommens, jedoch mit
Ausnahme des Artikels 6, vorübergehend ganz
oder teilweise aussetzen. Einführung und Auf-
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hebung dieser Maßnahme sind dem anderen
Vertragsstaat unverzüglich schriftlich auf diplo-
matischem Wege bekanntzugeben.

Artikel 8

Durch dieses Abkommen werden der Noten-
wechsel zwischen der Österreichischen Bundesre-
gierung und der Regierung des Königreiches
Griechenland über die Aufhebung des Sichtver-
merkszwanges vom 24. Juli 1953 bzw. 12. Au-
gust 1953 *) und der Notenwechsel zwischen
der Österreichischen Gesandtschaft Athen und
dem Königlich griechischen Außenministerium
vom 19. September 1955 bzw. 16. Februar
1956 **), mit welchem das Sichtvermerksabkom-
men zwischen Österreich und Griechenland er-
gänzt wird, aufgehoben.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 158/1953
**) Kundgemacht in BGBl. Nr. 185/1957

Artikel 9

(1) Dieses Abkommen tritt am sechzigsten Tage
nach seiner Unterzeichnung in Kraft.

(2) Dieses Abkommen wird auf unbestimmte
Zeit geschlossen. Es ist jederzeit kündbar und
tritt drei Monate nach Einlangen der schriftlich
auf diplomatischem Wege vorzunehmenden
Kündigung beim Vertragspartner außer Kraft.

Geschehen zu Wien, am 16. Mai 1978 in zwei
Urschriften, jede in deutscher und griechischer
Sprache, wobei beide Texte gleichermaßen authen-
tisch sind.

Für die
Österreichische Bundesregierung:

Willibald P. Pahr

Für die
Regierung der Republik Griechenland:

G. P. Kapsambelis
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Das vorstehende Abkommen tritt gemäß seinem Art. 9 Abs. 1 am 15. Juli 1978 in Kraft.

Androsch

309.
Abkommen

zwischen der Österreichischen Bundes-
regierung und der Regierung der

Tschechoslowakischen Sozialistischen
Republik über das Betreten der durch

Regulierungen von Grenzgewässern
betroffenen Gebietsteile

Die Österreichische Bundesregierung und die
Regierung der Tschechoslowakischen Sozialisti-
schen Republik,

in dem Bemühen um die Entwicklung der
gegenseitigen Beziehungen auf der Grundlage
der Schlußakte der Konferenz über Sicherheit
und Zusammenarbeit in Europa,

sind wie folgt übereingekommen:

Artikel 1

Die Staatsbürger des einen Vertragsstaates,
die einen gültigen amtlich ausgestellten Licht-
bildausweis mit sich führen, aus dem ihre Iden-
tität eindeutig hervorgeht, haben das Recht, die
durch Regulierungen von Grenzgewässern be-
troffenen Gebietsteile des anderen Vertrags-
staates zu betreten und sich dort aufzuhalten,
wenn

1. ein rechtswirksamer Beschluß über den
Gemeingebrauch und die Nutzung dieser
Gebietsteile auf Grund des Vertrages zwi-
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schen der Republik Österreich und der
Tschechoslowakischen Sozialistischen Re-
publik über die Regelung von wasserwirt-
schaftlichen Fragen an den Grenzgewässern
vom 7. Dezember 1967 *) gefaßt worden
ist, und

2. das Grenzgewässer in das regulierte Gerinne
verlegt worden ist.

Artikel 2

Die in Artikel 1 erwähnten Rechte bleiben
für die Dauer der Rechtswirksamkeit des Be-
schlusses über den Gemeingebrauch und die
Nutzung der entsprechenden Gebietsteile auf-
recht.

Artikel 3

(1) Dieses Abkommen tritt am sechzigsten
Tag nach seiner Unterzeichnung in Kraft.

(2) Das Abkommen wird auf unbestimmte Zeit
geschlossen. Es tritt drei Monate nach dem Zeit-
punkt außer Kraft, zu dem es ein Vertragsstaat
schriftlich auf diplomatischem Wege kündigt.

GESCHEHEN zu Wien, am 11. Mai 1978,
in zwei Urschriften, jede in deutscher und tsche-
chischer Sprache, wobei beide Texte in gleicher
Weise authentisch sind.

Für die Österreichische Bundesregierung:

Willibald P. Pahr m. p.

Für die Regierung der Tschechoslowakischen
Sozialistischen Republik:

Ing. Bohuslav Chnoupek m. p.

Das vorstehende Abkommen tritt gemäß seinem Art. 3 Abs. 1 am 10. Juli 1978 in Kraft.

Androsch

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 106/1970

310. Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 13. Juni 1978 betreffend den Beschluß
der Österreichisch-Tschechoslowakischen

Grenzgewässerkommission

Die auf Grund des Vertrages zwischen der
Republik Österreich und der Tschechoslowaki-
schen Sozialistischen Republik über die Rege-
lung von wasserwirtschaftlichen Fragen an den
Grenzgewässern (BGBl. Nr. 106/1970) einge-
setzte Österreichisch-Tschechoslowakische Grenz-
gewässerkommission hat gemäß Art. 2 Abs. 1
lit. o ihres Statuts (BGBl. Nr. 106/1970) anläß-

lich ihrer vom 14. bis 25. April 1975 in Wien ab-
gehaltenen 6. Tagung unter Tagesordnungspunkt
1.6.1.1. — Teilregulierung der Maltsch bei
Leopoldschlag — beschlossen, „daß bis zum In-
krafttreten eines Vertrages über die Verlegung
der Staatsgrenze (in das regulierte Gerinne) in
diesem Bereich die durch die Regulierung abge-
trennten Gebietsteile des einen Staates von dem
anderen Staat unentgeltlich genutzt werden
dürfen."

Androsch


